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„Wir für euch, ihr für uns“ - Demo für einen Tarifvertrag Entlastung in NRW am 7. Mai 2022

„Unter diesen Bedingungen ist Freiwilligkeit ein Witz“
Der Angriff auf Arbeitszeit und Daseinsvorsorge braucht eine kollektive Antwort
Michael Quetting, Krankenpfleger und ehemaliger Gewerkschaftssekretär, war 
eine prägende Figur in der Bewegung zur Reduzierung der Arbeitsbelastung in 
Krankenhäusern. Seine Bemühungen im Saarland gipfelten 2015 bis 2018 in der 
Bewegung „Pflegestreik Saar“. Das Ziel, einen Flächentarifvertrag für alle Kran-
kenhäuser im Saarland abzuschließen, konnte nicht erreicht werden. Dafür ge-
lang es, an der Uniklinik des Saarlandes eine Schuldrechtliche Vereinbarung mit 
individuell einklagbarem Belastungsausgleich als neues tarifpolitisches Mittel 
durchzusetzen. Heute ist Michael Quetting ehrenamtlich im Ortsverein Saar-Blies 
der ver.di tätig. UZ sprach mit ihm über die Tarifeinigung im Öffentlichen Dienst, 
den Angriff auf die Arbeitszeit und Möglichkeiten betrieblichen Widerstands.

UZ: In der Tarifeinigung für den Öffentli-
chen Dienst ist eine freiwillige Option zur 
Erhöhung der Arbeitszeit auf 42 Stunden 
vorgesehen. Wie verhält sich das mit Frei-
willigkeit im Gesundheitswesen?

Michael Quetting: Sie hat einen bitteren 
Beigeschmack. Man wird aufgefordert, 
sich freiwillig zu melden, um in der Frei-
zeit Familie und Freunde zu verlassen, 
um Schichten zu übernehmen. Kollegin-
nen und Kollegen verzichten freiwillig 
auf Pausen und verlängern freiwillig ihre 
Schichten, weil sie die Arbeit sonst nicht 
schaffen. Unter diesen Bedingungen ist 
Freiwilligkeit ein Witz.

Wie man hört, hat sich die Verhand-
lungskommission sehr ins Zeug gelegt, 
um die Freiwilligkeit dieser Erhöhung zu 
gewährleisten. Das will ich nicht gering 
schätzen. Daraus ergeben sich Möglich-
keiten der betrieblichen Auseinanderset-
zungen. Positiv ist, dass ver.di die Verein-
barung 2029 ohne Nachwirkung kündi-
gen kann.

Allerdings, das wird nicht automatisch 
passieren. Wir müssen unsere gewerk-
schaftlichen Gruppen darauf einstellen 
und unsere Inte ressenvertretungen schu-
len und vorbereiten. Wir werden Über-
zeugungsarbeit leisten müssen, denn na-
türlich werden Kollegen die Möglichkeit 
der Arbeitszeitverlängerung auch nutzen 

wollen, da sie ja extra bezahlt wird. Das 
ist angesichts der materiellen Lage ver-
ständlich.

UZ: Es geht ja gleich weiter. Die neue 
Bundesregierung will das Arbeitszeitge-
setz aufweichen und eine höhere tägliche 
Arbeitszeit ermöglichen. Der Kampf um 
Arbeitszeitverkürzung und gegen Über-
stunden ist in der Defensive. Gibt es Mög-
lichkeiten, diesen Trend umzudrehen?

Michael Quetting: Der Kampf um die 
Arbeitszeit ist in eine neue Phase getre-
ten. Schichten von 12!oder 13!Stunden 
sollen möglich werden. Erkämpfte Ver-
besserungen sollen rückgängig gemacht 
werden. Mit der Öffnung zur 42-Stun-
den-Woche haben wir in diesem Kampf 
eine wichtige Schlacht verloren. Wir fal-
len hinter den Achtstundentag bei einer 
Fünftagewoche zurück. Es geht um die 
geplante Abschaffung von Schutzgeset-
zen, um unser Anrecht auf Feierabend, 
Erholung und gesellschaftliche Tätigkeit.

Um aus dieser Defensive herauszu-
kommen, müssen wir die Verteidigungs-
schlacht koordiniert führen!– politisch, 
tari"ich und ganz besonders betrieblich. 
Politisch wird das gemeinsame Vorge-
hen der Gewerkschaften wichtig sein. 
Wir brauchen eine Kampagne gegen die 
Vorhaben der Regierung. Sie sind ein 

Angriff auf alle Bürgerinnen und Bürger. 
Die Daseinsvorsorge wird zusammenge-
strichen. Die Kranken und Schwächsten 
der Gesellschaft sollen bluten: Weniger 
Daseinsvorsorge, also schlechtere Kran-
kenversorgung, mi-
serable P"ege, keine 
Verkehrswende, denn 
wir brauchen das Geld 
ja für Aufrüstung. Der 
Zusammenhang zwi-
schen Sozialabbau 
und Arbeitszeitverlän-
gerung einerseits und 
Hochrüstung anderer-
seits muss thematisiert 
werden.

Mit unseren Kolle-
ginnen und Kollegen 
in den Tarifkommissio-
nen sollten wir in einen 
intensiven Austausch 
kommen, damit sich der Kardinalfehler 
des TVÖD-Abschlusses nicht reprodu-
ziert. Das wird sehr schwierig werden 
und wird nur funktionieren, wenn genug 
Druck im Kessel ist.

UZ: Wo sind die Druckpunkte?

Michael Quetting: Betrieblich gibt es 
eine Reihe von Anknüpfungspunkten. 
So lässt sich im Gesundheitswesen zum 
Beispiel die Pausenregelung angreifen. 
Nicht nur, dass die Pausen im Wechsel-
schichtdienst nicht bezahlt werden, sie 
werden oftmals auch nicht genommen. 
Würden die Pausen korrekt genommen, 
dann würde das System in großen Teilen 
zusammenbrechen.

Nutzen wir das organisiert als Druck-
mittel. Wir können als Team die Pausen 
durchsetzen, wir müssen nicht anwesend 
sein und spätestens mit dem Beginn der 

Pause kann diese nicht mehr unterbro-
chen werden. Spannend ist dabei oftmals 
der Nachtdienst, den viele allein bewäl-
tigen müssen. Wie soll man da eine Pau-
se machen können? Auch Betriebs- und 

Personalräte und Mit-
arbeitervertretungen 
können hier initiativ 
werden, denn die Pau-
senregelung unterliegt 
der Mitbestimmung. 
Noch ist der Kampf 
nicht verloren, wir 
müssen ihn nur klug 
aufnehmen und dabei 
lernen, dass wir selbst 
eine Kraft sind.

UZ: Du hast die Er-
fahrung gemacht. Wie 
kann es gelingen, diese 
Kraft zu entfalten?

Michael Quetting: Die Kämpfe für Ent-
lastung zeichneten sich dadurch aus, dass 
wir ganze Teams direkt angesprochen 
und aktiviert haben. Leidensdruck und 
Wut sind überall vorhanden. Aber wo 
sind die, die verändern wollen?

Wir müssen der Reihe nach Kollek-
tive ansprechen und dabei systematisch 
Schritte der Selbstermächtigung weg 
von der Stellvertreterpolitik gehen. Un-
ser Ziel ist es, Teams zu widerständigen 
Einheiten aufzubauen, die zusammen 
die Bewegung tragen können. Gerade 
die Arbeitsbelastung und die Tatsache, 
dass man aufeinander angewiesen ist, 
führen dazu, dass die Teams enge soziale 
Zusammenhänge bilden. Dieser Zusam-
menhang ist ein Schlüssel für gewerk-
schaftliche Organisierungsprozesse.

Natürlich geht es auch um Köpfe. Je-
des Team verfügt über eine Persönlich-

keit, die sich durch fachliche Kompetenz, 
Identi#kation mit dem Beruf und positi-
ver Autorität auszeichnet. Diese Person, 
die oft noch gar nicht gewerkschaftlich 
organisiert ist, muss gefunden werden. 
Haben wir diese Personen gefunden und 
sie zu Teamdelegierten gemacht, dann 
gilt es, gemeinsame Willensbekundungen 
zu formulieren und damit eine Stärke im 
Betrieb sichtbar werden zu lassen. Das 
nennen wir Stärketest.

UZ: Im Saarland habt ihr unter anderem 
mit Ultimaten gearbeitet …

Michael Quetting: Das ist ein gutes 
Mittel, um Widerstandsnester zu ent-
wickeln. Teams fordern ultimativ Maß-
nahmen zur Entlastung ein und drohen 
damit, andernfalls freiwillige Leistun-
gen!– wie das Einspringen außerhalb 
des Dienstplans! – zu verweigern. So 
lässt sich ein struktureller Missstand 
aufgreifen, denn die Erfahrung zeigt, 
dass ein reibungsloser Ablauf im Kran-
kenhaus nur funktioniert, wenn sich 
zum Beispiel P"egepersonen über ihre 
arbeitsvertraglichen P"ichten hinaus 
engagieren.

Die Methode der Ultimaten versucht, 
die gestiegene Produktionsmacht der 
P"egenden zu nutzen, um aus der diszi-
plinierenden Form der Kollegialität So-
lidarität zu entwickeln. Der Erfolg stellt 
sich durch Nichtstun ein. Das ist natür-
lich plakativ ausgedrückt und wird der 
erfolgreichen kollektiven Kampfform 
speziell im Gesundheitssektor nicht ge-
recht. Diese kollektive Kampfform ist 
aber auch kein Hexenwerk, ich selbst 
habe von 2011!bis 2017 neun Ultimaten 
als Hauptamtlicher begleitet und alle ha-
ben wir gewonnen.

 Die Fragen stellte Wera Richter

Überstunden verweigern – am besten kollektiv
Tarifeinigung im Öffentlichen Dienst steht für Arbeitszeitverlängerung statt Entlastung. Der Kampf geht weiter! 

Tausende gewerkschaftlich organi-
sierte Kolleginnen und Kollegen 
des Öffentlichen Dienstes haben 

bei der Befragung zum Verhandlungs-
ergebnis der Tarifrunde 2025 ihre Ab-
lehnung signalisiert. Fragt man sie nach 
den Gründen, so wird ein Widerspruch 
immer wieder genannt: der sich spür-
bar verstärkende Arbeitsdruck, die sich 
verstärkende Arbeitsintensität und die 
daraus resultierende Belastung auf der 
einen, und!– freundlich ausgedrückt!– 
die ungenügenden Verhandlungsergeb-
nisse auf der anderen Seite.

Vor allem im Sozial- und Erzie-
hungsdienst und im P"egebereich, aber 
durchaus auch darüber hinaus, sind die 
Kolleginnen und Kollegen seit Jahren 
mit immer heftigeren Arbeitsbedingun-
gen konfrontiert. Immer wieder haben 
sie deshalb für eine spürbare Entlas-
tung argumentiert und sich mit dieser 
Forderung aktiv in ihre Gewerkschafts-
strukturen, die Forderungs#ndung und 
die Streikauseinandersetzungen einge-
bracht. Was sie bekommen haben, war 
auch der Bundestarifkommission und 
der Verhandlungskommission durchaus 
umstritten. Es ist das genaue Gegenteil 
von Entlastung, nämlich eine Öffnung 
des TVÖD in Richtung 42-Stunden-
Woche. Der Tausch „Jahressonder-
zahlung gegen Erholungszeit“ wurde 
für die Beschäftigten im P"egebereich 
von vorneherein ausgeschlossen und ist 
ohnehin nur eine Entlastung für dieje-
nigen Entgeltgruppen, die sich diesen 
Kuhhandel leisten können. Dabei ist 
diese Tarifrunde mit einer Befragung 
zur Arbeitszeit gestartet, die vorgab, 
die Belastungssituation der Kollegin-
nen und Kollegen ernst zu nehmen. Was 
ist daraus geworden?

Arbeiten am Limit
Laut einer Untersuchung der Kranken-
kasse DAK vom April war der Kran-
kenstand in der Berufsgruppe der nicht-
medizinischen Gesundheitsberufe, zum 
Beispiel P"ege, 2024 am höchsten, ge-

folgt von der Berufsgruppe „Erziehung, 
soziale und hauswirtschaftliche Berufe“. 
Der DGB-Personalreport Öffentlicher 
Dienst 2024 spricht von 29,6!Tagen, die 
Beschäftigte in Kitas durchschnittlich 
krankgeschrieben sind. Das sind 9,5 
mehr Arbeitsunfähigkeitstage als in 
anderen Berufsgruppen. Gleichzeitig 
berichtet das „Manager-Magazin“ auf 
Grundlage einer Anfrage der Partei 
„Die Linke“ an das Bundesarbeitsmi-
nisterium von 1,3!Milliarden Überstun-
den in Deutschland im vergangenen 
Jahr, über die Hälfte davon unbezahlt.

Vor dem Hintergrund jahrzehnte-
langen Personalabbaus im Öffentlichen 
Dienst, gezielter Einsparmaßnahmen, 
„Effizienzoffensiven“ hochdotierter 
Wirtschaftsberatungsagenturen und 
daraus folgender „Umstrukturierun-
gen“ wurde der Arbeitsalltag tausender 
Beschäftigter im Öffentlichen Dienst 
zunehmend kräftezehrender, zermür-
bender und gesundheitsgefährdender. 

Überstunden sind der Alltag, Arbei-
ten in Unterbesetzung auch. Auf die 
Forderungen nach Verbesserung der 
belastenden Situation haben die Ver-
antwortlichen bei Bund und Kommu-
nen mit Unverständnis und dem aus-
gestreckten Mittel#nger reagiert. Sie 
mahnten gar Dankbarkeit für die an-
geblich krisensicheren Jobs im Öffent-
lichen Dienst an. Dabei ist die Krise 
vielerorts unser Alltag im Öffentlichen 
Dienst. Weil es politisch in Bund und 
Kommunen so entschieden wurde, müs-
sen wir mit immer weniger Personal seit 
Jahren immer mehr Aufgaben bewälti-
gen. Wieso sollten wir uns das länger 
gefallen lassen?

Betriebliche Gegenwehr
An wie vielen Stellen funktioniert der 
Öffentliche Dienst nur, weil sich auf 
die Bereitschaft der Kolleginnen und 

Kollegen verlassen wird, Überstunden 
zu leisten und entstandene Personallü-
cken durch ihre Freizeit, ihre Erho-
lung und damit auch ihre Gesundheit 
zu schließen. Das funktioniert aber 
nicht auf Dauer. So berichtete selbst 
das Institut der deutschen Wirtschaft 
2024 von einer deutlichen Zunahme 
von Überlastungsanzeigen im Öffent-
lichen Dienst. Wenn die Kolleginnen 
und Kollegen diese Problematik zum 
Beispiel in der Tarifrunde, deutlich 
machen, aber dabei nur an die Ein-
sicht der Personalabteilungen und po-
litisch Verantwortlichen appellieren, 
dann ändert sich nichts. Es ändert sich 
nichts, da das politische Inte resse, am 
und im Öffentlichen Dienst zu sparen, 
eine gewollte, politische Entscheidung 
ist. Unter dieser Entscheidung leiden 
wir als Beschäftigte ebenso wie der 
Rest der Gesellschaft. Eine mögli-

che und nötige Konse-
quenz daraus soll-

te das Entwickeln 
betrieblicher Ge-
genwehr und das 

grundsätzliche, 
im Idealfall 

kollektive Hinterfragen von Über-
stunden sein.

Jeder ist zum Ableisten seiner ar-
beitsvertraglich festgelegten Arbeits-
stunden verpflichtet, mehr nicht. In 
der Praxis ergibt sich daraus häufig 
das Problem, dass durch Arbeitsver-
dichtung dennoch so viele Projek-
te zu bearbeiten, so viele Kinder zu 
betreuen und so viele Patienten zu 
versorgen sind, dass die Situation 
nur durch Überstunden lösbar er-
scheint. Doch wenn wir weiter nach 
diesem Prinzip verfahren, wird sich 
an der Grundproblematik nichts än-
dern. Der Schlüssel kann darin lie-
gen, nicht individuell Überstunden 
zu verweigern, sondern das als Team, 
Abteilung oder ganze Gruppe zu dis-
kutieren, zu verabreden und auch so 
anzukündigen. Auch bei Belastungs-
anzeigen gilt: im besten Fall mit al-
len im Dienst ausfüllen und auch 
gemeinsam das dann folgende Ge-
spräch mit Vorgesetzten und Verant-
wortlichen führen.

In der Praxis hat in einigen Fäl-
len bereits die Androhung (!), kollek-
tiv Überstunden und das Einspringen 
aus dem Frei zu verweigern, zu einer 
Verbesserung der gröbsten Missstände 
geführt. Wichtig ist die Erkenntnis: Es 
gibt die Möglichkeit, sich gemeinsam 
gegen Überstunden und Überlastung 
zur Wehr zu setzen. Es gibt die Möglich-
keit, sich dazu im Team abzusprechen 
und Unterstützung für diese Haltung 
durch den Personalrat einzufordern. 
ver.di hat in mehreren Untersuchungen 
den direkten Zusammenhang zwischen 
Überlastung, Arbeitsverdichtung und 
Gesundheitsgefährdung nachgewiesen. 
Wenn wir vorerst mit dem tari"ichen 
Kampf um bessere Arbeitsbedingun-
gen gescheitert sind, dann kann und 
sollte die Antwort darauf das Weiter-
führen dieses Kampfes in den Abtei-
lungen, Wohnbereichen, Gruppen und 
Teams sein.
 Tatjana Sambale
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